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Antrag Nr. 5 

 

der Fraktion Das Neue Österreich und Liberales Forum, Liberale Arbeitnehmer:innen 

an die 183. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 27. Mai 2025 

 

 

Ausweitung des Rechtsanspruchs auf Elternteilzeit durch Senkung der 
Betriebsgrößengrenze 

 

 

Die 183. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 

 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die gesetzliche Grundlage dahingehend zu ändern, dass der 

Rechtsanspruch auf Elternteilzeit nicht nur in Betrieben mit mehr als 20 Arbeitnehmer:innen besteht, 

sondern bereits in Betrieben mit mehr als 10 Arbeitnehmer:innen. Dies soll die Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie für eine größere Anzahl von Arbeitnehmer:innen verbessern. 

 

Begründung:  

Aktuell haben Arbeitnehmer:innen gemäß § 15h Mutterschutzgesetz (MSchG) bzw. § 8 Väter-Karenzgesetz 

(VKG) in Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten einen Rechtsanspruch auf Elternteilzeit, sofern das 

Arbeitsverhältnis ununterbrochen drei Jahre gedauert hat. In kleineren Betrieben besteht dieser Anspruch 

nicht, was insbesondere in Österreich, wo viele Arbeitnehmer:innen in kleinen und mittleren Unternehmen 

(KMU) tätig sind, zu Benachteiligungen führt.  

Durch die Senkung der Betriebsgrößengrenze auf mehr als 10 Arbeitnehmer:innen wird der Kreis der 

Anspruchsberechtigten erweitert. Dies stärkt die Chancengleichheit und ermöglicht es mehr Eltern, ihre 

Arbeitszeit flexibel an die Bedürfnisse ihrer Familie anzupassen, ohne auf das Wohlwollen des Arbeitgebers 

angewiesen zu sein. 

Gleichzeitig bleibt die Grenze von mehr als 10 Arbeitnehmer:innen bestehen, um die besonderen 

Herausforderungen kleiner Betriebe zu berücksichtigen und eine ausgewogene Balance zwischen den 

Interessen der Arbeitgeber:innen und Arbeitnehmer:innen zu gewährleisten. 

Diese Maßnahme fördert die Gleichstellung am Arbeitsplatz, unterstützt die Work-Life-Balance von Eltern und 

trägt zur Attraktivität des österreichischen Arbeitsmarktes bei 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


